Presseaussendung:





Verein �MI-MieterInnen-Initiative� gegründet!


Auf der erfolgreich durchgeführten Gründungsversammlung vom 14. Mai 2004 des Vereins: 


�MI-MieterInnen-Initiative Mediation, Schulung und kostenlose Beratung zur Selbsthilfe und bei Problemen im Wohnrechtsbereich� Kurzform: �MI-MieterInnen-Initiative�, haben sich ExpertInnen aus dem wohnrechtlichen, sozialen und gesellschaftspolitischen Bereich zusammengefunden und beschlossen, eine parteiunabhängige Lobby für MieterInnen aufzubauen. 





Die MI wird für eine mieterInnengerechte Wohnungspolitik eintreten und bekräftigt, dass sie die Wohnungspolitik in Zukunft nicht allein der Immobilienbranche, den Parteien und der Regierung überlassen wird. Das Grundbedürfnis Wohnen darf nicht weiter der Gewinnlogik eines mehr und mehr außer Rand und Band geratenden neoliberalen Marktes unterworfen werden. 


Die MI will die Vereinzelung und die Resignation durchbrechen, die gerade auf dem Wohnungsmarkt unter den MieterInnen herrscht und versteht sich als Interessensvertretung im Sinne der Stärkung der Zivilgesellschaft bei gleichzeitiger strikter Absage an eine Stellvertreterpolitik. Die einzelnen Schritte werden dabei sein: Helfen (durch kostenlose Beratung und Einrichtung eines Rechtshilfefonds), Informieren durch Herausgabe eines Rundbriefes, Aufbau von Schulungen im Mietrecht, Organisation von wohnpolitischen Debatten, Organisierung und Unterstützung von Widerstand gegen die Willkür von Verwaltungen, HauseigentümerInnen und rechtliche Verschlechterungen. In diesem Sinne haben sich die Deligierten sowohl gegen die Einführung der Kostenpflicht in den wohnrechtlichen Verfahren ab 1.1.2005 ausgesprochen (siehe Anlage), als auch einen Appell an den Wohnbaustadtrat von Wien, Herrn Werner Faymann gerichtet, die ab Juli 2004 wirksame 5%-ige Erhöhung der Kategoriemietzinse und der Verwaltungspauschale in seinem Zuständigkeitsbereich �Wiener Wohnen� nicht durchzuführen (siehe Anlage).





Konkret wird die MI als ersten Schritt ab September 2004 kostenlose MieterInnen-Beratungen anbieten und im Herbst eine große Informationsveranstaltung gegen die mieterInnenfeindliche Politik des gegenwärtgen Justizministers abhalten. 


Die Finanzierung der MI wird und soll durch Mitgliedschaftsbeiträge erfolgen, um so die Unabhängigkeit sicherstellen zu können. 


Alle Interessierten, alle MieterInnen und von VermieterInnen-Terror Betroffenen können und sollen Mitglied in diesem Verein werden. Nur so wird es möglich sein, die nächsten Angriffe der Immobilienwirtschaft gegen unsere wenigen noch verbliebenen Schutzrecht auf dem Wohnungssektor zurückzuschlagen. 


Rückfragen und Anforderungen von Beitrittserklärungen unter: 





